
Wahlen am 14.Oktober 2018 – Wahlprüfsteine - Parteiprogramme
Grüß Gott, liebe Landsleute,

wir, die Sudetendeutsche Landsmannschaft, sind laut unseren Statuten eine parteineutrale Vereinigung. Aber alle  Organisa-tionen nutzen Wahlen um ihre Probleme in Form von Wahl-prüfsteinen an die Parteien und Kandidaten zu übermitteln und sie dazu zu befragen. Die SL-Bayern hat das nicht getan, aber darauf verwiesen, dass das der BdV für alle Mitglieder macht. Wir, als Sudetendeutsche, haben da gewisse Sonderprobleme, die es notwendig machen, eigene Prüfsteine zu versenden. Wir haben das getan und der Rücklauf, besonders telefonisch, war erstaunlich. Von mir erhaltet Ihr nachfolgend ein zusammen-fassendes Resultat der Rückantworten. Die Landtagswahlen in Bayern, haben für uns eine besondere Bedeutung, weil Bayern unser Schirmland und damit, besonders zur Einforderung unserer verletzten Rechte, verpflichtet ist, auch wenn das in Vergessen-heit geraten ist und wir daran erinnern müssen. Auch der Bezirkstag ist für unsere Kulturpflege sehr wichtig
Gleichzeitig habe ich die Wahlprogramme der Parteien durchforstet, was eine sehr zeitaufwendige, aber lohnende  Angelegenheit  war, aus der wir unseren Stellenwert bei den Parteien ersehen können. Wenn man die Wahlprogramme der letzten fünf Wahlperioden vergleicht, ist deutlich erkennbar, dass unser Stellenwert gesunken ist, was sicher etwas mit unserem Gewicht als Wählerpotential zu tun hat. Dabei scheint es keine Rolle zu spielen, dass unsere Volksgruppe durch die immer noch geltenden Vertreibungsdekrete und das menschenverachtende „Straffreistellungsgesetz“ die in der CZ und SLO noch in Kraft sind, diskriminiert wird. Nun ist Bayern unser Schirmland und seine Parteien wären verpflichtet, die Heilung dieses Unrechts, vor wirtschaftliche Erwägungen zu stellen. Um deren Bereitschaft dazu zu ermitteln haben wir die: 

Wahlprüfsteine am 15.05.2018 versandt.
Grüß Gott sehr geehrte Bewerber aus den Parteien für ein Mandat im Bayerischen Landtag 2018.

 Grundgesetz Artikel 1 und 2. Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schützen ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt.  Das Deutsche Volk bekennt sich darum zu unverletzlichen und unveräußerlichen Menschenrechten als Grundlage jeder menschlichen Gemeinschaft des Friedens und der Gerechtigkeit in der Welt.

Parteiübergreifend müssten diese Forderungen des Grundgesetzes Konsens sein. Sie verpflichtet alle Mandatsträger sich vorrangig für diese Rechte einzusetzen. 

Diese fundamentalen Menschenrechte werden immer noch gegenüber dem „Vierten Stamm in Bayern“, den Sudetendeutschen, durch die Völkerrechts-widrigen CZ-Rassegesetze und das sogenannte Straffreistellungsgesetz, verletzt. 

Über 5 Millionen Bayern haben mittlerweile auch Sudetendeutsche Wurzeln; vielleicht gehören Sie ja auch dazu. Wenn das der Fall ist, können Sie darauf stolz sein, denn Ihre Vorfahren haben in Böhmen und Mähren den blühenden Mittelpunkt von Europa geschaffen, aus dem sie 1945/1946 brutal vertrieben wurden. Sie haben ganz besonders in Bayern mit ihrem Können zum Wirtschaftsaufschwung nach dem Krieg beigetragen. Für diese Leistung wurden sie zum „Vierten Stamm in Bayern“ ernannt. 

Aber nach Tschechischer Definition waren sie Vaterlandsverräter, deren Nach-kommen Sie sind. Warum? Sie und die Sudetengebiete wurden 1918/1919 unter Missachtung des Völkerrechts vom Tschechischen Staat vereinnahmt und erst durch das, von den Alliierten geschlossene Münchner-Abkommen, dem Deutschen Reich, zugestanden.
Nach dem 8. Mai 1945 wurden ihnen durch die Neue, demokratische CSR-Regierung, per Gesetze die Menschenrechte aberkannt, sie wurden rechtlos. An ihnen wurden, ohne rechtliche Folgen, Verbrechen jeder Art, von Mord und Todschlag, bis zur Vergewaltigung verübt, und letztlich wurden sie aus der Heimat vertrieben.   
Trotz aller schönen Worte, von Deutschen und Tschechischen Politikern, haben auch heute noch die Vertreibungsdekrete und das Straffreistellungsgesetz ihre Wirkung nicht verloren. Sie bestehen auch heute noch und werden sogar noch angewandt. 

Das darf in der Rechts- und Wertegemeinschaft EU nicht so bleiben.
Wir wenden uns ganz bewusst an Sie und nicht nur an Ihre Partei, um Ihre persönliche Meinung, zu dem uns immer noch bedrückenden Thema, unsere Vertreibung, zu eruieren.
1. Werden Sie sich, getreu dem Artikel 1 des Grundgesetzes, dafür einsetzen, dass die, nach wie vor, durch die Vertreibung verletzte  Würde der Vertriebenen wieder hergestellt wird.

Ihre Meinung:

2. Werden Sie von den Vertreiberstaaten die Anwendung der Völker- und Menschenrechte, auch für die Heimatvertriebenen Deutschen, fordern.

Ihre Meinung:

3.  Werden Sie sich für die Erhaltung der Kultur in den Heimatgebieten der Vertriebenen stark machen und so die Vertreibung aus der Geschichte stoppen.

Ihre Meinung:

4. Werden Sie darauf drängen, dass die immer noch offenen Eigentumsfragen gelöst werden.

Ihre Meinung:

5. Werden Sie den Nachkommen von ansiedlungswilligen Ver-triebenen in der angestammten Heimat, Hilfestellung geben.

Ihre Meinung:

Name:


         Vorname:


     Partei: 

Dass diese Forderungen nicht utopisch sind, zeigt Ungarn, die Baltischen Staaten und sogar Rumänien und Bulgarien, die ihre Gesetzgebung geändert, Rückkehrrechte geschaffen und sogar Teilentschädigung geleistet haben oder noch leisten

Das ist eine Aktion der:  STES-Studien-Gruppe-Erbland Sudetenland

Information-Unterlagen : johann.slezak@sudeten-bayern.de
Spendenkonto: BIC: GENODEF 1M07 IBAN: DE69 7016 9464 0100 0614 76 Vermerk: STES

V i S d P G. : Johann Slezak / 81245 München / Aubing-Ost-
Antworten der CSU zu den Wahlprüfsteinen. 
Eine offizielle Antwort gibt es nicht, da das „Sudetenproblem“ für die derzeitige CSU-Spitze durch die angeblich erfolgte Satzungsänderung der SL und den damit verbundenen Eigentumsverzicht der Vertriebenen gelöst ist. Bei zahlreichen Veranstaltungen und bei 16 Telefongesprächen mit meinen Parteifreunden wird auf die finanzielle Unterstützung der SL durch die Staats-regierung und auf das im Bau befindliche Sudetendeutsche Museum hinge-wiesen. Sowohl am Parteitag als auch in den Wahlveranstaltungen spielen die Sudetendeutschen keine Rolle. Das zeigt sich auch im Regierungsprogramm. 
Aus dem Wahlprogramm 2018 der CSU bezogen auf Vertriebene
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Antworten der SPD zu den Wahlprüfsteinen. 
Telefonische Rückantworten mit Verweis auf die Vertriebenenempfänge mit Ehrungen im Landtag und auf das Wahlprogramm der SPD. Auch bei der SPD spielen Vertreibungsdekrete und die Eigentumsproblematik keine Rolle,
Aus dem Wahlprogramm der SPD 2018. Bezogen auf Vertriebene
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[image: image5.png]Vertriebenenpolitik: Erbe bewahren, Briicken bauen
Bayern ist nach dem Zweiten Weltkrieg fur Milionen Fluchtinge und Vertriebene zur neuen
Heimat geworden. Schatzungen besagen, dass ein Viertel aller Biirger'innen des Freistaats
Heimatvertiisbene und deren Nachkommen sind Heute gehoren Sudetendeutsche,
Schlesier‘innen, Pommer'innen, OstpreuR*innen, Banater*innen und Siebenbirgerinnen wie
selbstverstandiich zu uns. Das Wort des Bayerischen Ministerprasidenten Wilhelm Hoegner
(SPD) von den Sudetendettschen als viertem Stamm® neben Altoaiem, Franken und
Schwaben gitt langst fur alle Heimatvertriebenen, gleich welcher landsmannschaftich-
geografischen Herkunft. Daher wird die BayemSPD dieses Erbe bewahren und Briicken
bauen fir eine gute Zukunft und die Verstandigungs- und Versshnungsarbeit weiterhin
staatlch fordem

Wir sehen es als wichtige Aufgabe an, die geschichtiiche Erinnerung und das reiche kuturelle
Erbe der unterschiediichen Vertriebenengruppen zu wahren. Dazu bedarf es weiterhin einer
angemessenen  staaichen Forderung fur die  vielfaltige  Verstandigungs-  und
Versshnungsarbeit engagierter Initativen. Verbande und Institutionen. Dazu zahlen u. a. das
Sudetendeutsche Museum in Manchen, das Schlesische Schaufenster im Straubinger
Herzogsschloss, das Haus der Donauschwaben in Haar, das OstpreuRien-Kulturzentrum in
Elingen sowie die Stiftung Flucht, Vertreibung, Versshnung in Berlin. Ziel muss auch sein, die
neuen Moglichkeiten nach dem Beititt der mittel- und osteuropaischen Lander in die
Europaische Union zu nutzen und zukunfisgerichtet weitere Briicken der Erinnerung und
Verstandigung i die Herkunftslander der Vertriebenen zu bauen




Antworten der FW zu den Wahlprüfsteinen. 
Keine schriftliche Antwort, aber telefonische Versicherung, dass nach wie vor die Aufhebung der Vertreibungsdekrete auf der Agenda der Freien Wähler steht und bei einer möglichen Koalition eine große Rolle spielen werden. Zahlreiche Anrufe und Kontakte, wie mit dem Bürgermeister und Landtagskandidaten von Burgkirchen, Johann Kriechbauer, dessen Scheiben Ihr nachfolgend, auszugsweise, findet.
Aus dem Wahlprogramm der FW 2018. Bezogen auf Vertriebene
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RHENBUER

Sehr geehrter Herr Landsmann Slezak,

zuerst einmal viele herzliche Grüße aus dem schönen Burgkirchen a.d.Alz. 

Ich erlaube mir heute mich an Sie nicht als Erster Bürgermeister sondern als Privatperson an Sie zu wenden.

Da ich mich als Bürgermeister täglich mit den Vorgaben der Staatsregierung herumärgern muss, habe ich mich entschlossen für den Bayerischen Landtag zu kandidieren. Nur wer Verantwortung übernimmt kann mitgestalten.

Meine Einstellung zur Landsmannschaft und vor allem meine Haltung zu den Benesch-Dekreten ist Ihnen ja aus meinen Reden hier in Burgkirchen bestens bekannt. 

. Ich will nicht, dass wir „regiert“ werden, so wie es Herr Ministerpräsident Söder so gerne formuliert, sondern ich will mit meinen Anliegen ernst genommen werden. Dazu gehört auch, dass die Benesch-Dekrete aufgehoben werden. Der Freistaat Bayern darf sich nicht auf irgendwelche faule Kompromisse einlassen, sondern muss sich nachhaltig dafür einsetzen, dass diese Unrechtsdekrete aufgehoben werden.

Sehr geehrter Herr Landsmann Slezak, ich bitte Sie, mich auf meinem Weg zu unterstützen. Sie haben die Möglichkeit mich mit Ihrer Zweitstimme in Oberbayern zu wählen. Ich kandidiere für Oberbayern auf der Liste 3 FREIE WÄHLER auf Platz 8. Unterstützen Sie mich deshalb, in dem Sie auf dem Stimmzettel für die Zweitstimme die Nr. 308 ankreuzen.

Über Ihre Unterstützung würde ich mich sehr freuen. Freuen würde ich mich auch, wenn Sie meine Bitte an möglichst viele Landsleute, Bekannte und Freunde weitergeben könnten.       Ihr Johann Krichenbauer  
Antworten der AfD zu den Wahlprüfsteinen. 
Keine schriftliche Antwort, aber Besuch an unseren Stand am ST 2018. Kandidaten setzen sich für die Aufhebung der Dekrete Gesetze ein. Zahlreiche Anrufe und  Materialversandt mit Unterstützungszusagen. Siehe PdF-Datei.
Aus dem Wahlprogramm der AfD 2018. Bezogen auf Vertriebenen
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FDP Frisches Bayern
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 Aus dem Wahlprogramm 2018 der FdP. Bezogen auf Vertriebene
Keine Erwähnung im Wahlprogramm der FDP

Antworten der FDP zu den Wahlprüfsteinen. 
Antworten zu Ihren Wahlprüfsteinen. 
Frage 1: Werden Sie sich, getreu dem Artikel 1 des Grundgesetzes, dafür einsetzen, dass die, nach wie vor, durch die Vertreibung verletzte Würde der Vertriebenen wiederhergestellt wird. 

Das Europa der ersten Hälfte des 20. Jahrhundert ist geprägt von unvorstellbaren Grausamkeiten und Greul. Aus den dunkelsten Stunden der europäischen Geschichte haben die Väter und Mütter des Grundgesetzes die Lehre gezogen, Artikel 1 GG als universales Recht für jeden Menschen festzuschreiben. Als Rechtsstaatspartei stehen wir unabrückbar zu diesem Rechtsgut und setzen uns natürlich auch für einen Dialog der Aussöhnung ein. 
Frage 2: Werden Sie von den Vertreiberstaaten die Anwendung der Völker- und Menschenrechte, auch für die Heimatvertriebenen Deutschen, fordern. 

Der Blick zurück kann nicht die alleinige Antwort auf die Herausforderungen des hier und jetzt sein. Schaden und Leid können auf keiner Seite wieder gut gemacht werden. Wir setzen uns dafür ein, dass Opfer von Krieg und Vertreibung Gerechtigkeit widerfährt und eine solche menschliche Katastrophe nie wieder passiert. 
Frage 3: Werden Sie sich für die Erhaltung der Kultur in den Heimatgebieten der Vertriebenen stark machen und so die Vertreibung aus der Geschichte stoppen. 

Kultur ist ein wichtiger Bestandteil unseres Lebens. Daher unterstützen wir den Erhalt der Kultur, gerade auch die Kultur nationaler Minderheiten. Wichtig ist hier aber nicht nur reine Folklore, sondern ein bewusstes werben für die Kultur in allen ihren Facetten. Ebenso gehört auch die Kulturgeschichte als essentieller Bestandteil für Verständnis dazu. 
Frage 4: Werden Sie darauf drängen, dass die immer noch offenen Eigentumsfragen gelöst werden. 

Die Eigentumsfragen müssen nach der geltenden und jeweils gültigen Rechtslage geklärt werden. Als Rechtsstaatspartei sehen wir uns auch hier in der Verpflichtung diese Rechtsstaatlichkeit zu garantieren. 
FDP Bayern – Goethestraße 17 – 80336 München 

Mail: martin.hagen@fdp-bayern.de 

www.fdp-bayern.de 

mail@fdp-bayern.de 
Das Schicksal der Vertriebenen hat mich immer sehr berührt.

Mit freundlichen Grüßen!
 

Dr.G.Weishäupl. Landtagskandidatin der FDP 

Dr. Gabriele Weishäupl Melchiorstr. 8

81479 München

Tel. 089/7914133 Mobil 0175/670087Dr
 

 

.
Aus dem Wahlprogramm 2018 der Grünen. Bezogen auf Vertriebene
Die Deutschen Vertriebenen  kommen darin nicht vor, dafür die Erinnerungskultur an die Opfer der NS-Diktatur 
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mit ihrer Schule eine KZ-Gedenkstétte besuchen. Wir setzen uns dafiir ein,
dass insbesondere nach Tater‘innen des NS benannte Stragen und ffent-
liche Gebsude umbenannt werden. Die bayerischen Gedenk, Lern- und Er-
innerungsorte werden wir bedarfsgerecht ausstatten.




Antworten zu Ihren Wahlprüfsteinen. 
Sehr geehrter Herr Slezak,

vielen Dank für die Zusendung Ihrer Wahlprüfsteine an Bündnis 90/Die Grünen Bayern, die wir gerne auch an unsere Kandidierenden weiterleiten.
Gibt es eine Frist, bis wann Sie unsere Positionierung zu Ihren Fragen benötigen? 

Leider ist keine Antwort von Kandidaten erfolgt.
Mit freundlichen Grüßen, Klemens Mair , Bündnis 90/Die Grünen Bayern, Sendlinger Str. 47, 80331 München
_1599471360.pdf
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Kleine Anfrage des Abgeordneten Stephan Protschka u. a. und der

Fraktion der AfD

Umsetzung des Vélkerrechts fiir die deutschsprachige Bevélkerung

der bohmischen Lander

BT-Drucksache 19/2214

Auf die Kleine Anfrage Uibersende ich namens der Bundesregierung die beigefiigte

Antwort.

Mit freundlichen GriiRen
in Vertretung

Dr. Markus Kerber

ZUSTELL- UND LIEFERANSCHRIFT  Alt-Moabit 140, 10557 Berlin
VERKEHRSANBINDUNG  S-Bahnhof Berlin Hauptbahnhof

Bushaltestelle Berlin Hauptbahnhof





Kleine Anfrage der Abgeordneten Stephan Protschka u. a. und der Fraktion der AfD

Umsetzung des Vélkerrechts fir die deutschsprachige Bevélkerung der béhmischen
Lander

BT-Drucksache 19/02214

Vorbemerkung der Fragesteller:

Der Rechtsvorgénger der Tschechischen Republik fiihrte nach Ende des zweiten
Weltkrieges zwischen Mai 1945 und Dezember 1946 eine ethnische Sduberung
durch, némlich die Vertreibung seiner deutschsprachigen Bevélkerung. Im Zuge der
Vertreibung von diesen drei Millionen Menschen starben 241 .000 Menschen, die (ib-
rigen wurden Gber die vier Besatzungszonen in Deutschland, Osterreich und andere
Lander verstreut (stellv. f. viele Quellen: Odsun - Die Vertreibung der Sudetendeut-
schen, Band 2: Von der Errichtung des 'Protektorats B6hmen und Méhren' im Mérz
1939 bis zum offiziellen Abschluss der Vertreibung Ende 1946, Sudetendeutsches
Archiv, Miinchen 2010; http://fwww. egerer-landtag.de/Geschichte/Vertreibung. htm).
Zahlreiche Vélkerrechtler bezeichnen die Vertreibung als Vélkermord oder Verbre-
chen gegen die Menschlichkeit (Felix Ermacora - Die sudetendeutschen Fragen,
Miinchen 1992; Alfred M. de Zayas - Die Anglo-Amerikaner und die Vertreibung der
Deutschen, Frankfurt/M, Berlin 1996; Prof. Blumenwitz - ~Heimatrecht, Volksgruppen-
recht und Eigentum — Die rechtliche Situation der sudetendeutschen Volksgruppe,
Mitteilungsblatt der Sudetendeutschen Landsmannschaft Nr. 9/1998, S. 233-251;
http:.//www.sudeten. de/cms/?Historie:Haltung_der UNO:UNO-
Menschenrechtskomm/'ssion_bekennt_sich_zum_Recht_ auf_die_Heimat#A).

Die Bundesrepublik Deutschland und die Tschechoslowakische Sozialistische Re-
publik erklérten im Prager Vertrag von 1973 (Bundesgesetzblatt 1974 I, S. 990-993,
http./iwww.documentArchiv.de/brd/cssr1 973.html) das Miinchener Abkommen vom
29. September 1938 fiir nichtig. Die Rechte der aus der Tschechoslowakei vertriebe-
nen deutschsprachigen Bevélkerung, ndmlich auf Riickkehr in ihre Heimat, Staats-
birgerschaft und Eigentum wurden in dem Prager Vertrag ausgeklammert.

Nach dem Fall des Eisernen Vorhangs regelten weder der Vertrag vom 27.02.1992
zwischen Deutschland und der Tschechischen und Slowakischen Féderativen Re-
publik iber gute Nachbarschaft und freundschaftliche Zusammenarbeit, noch die
deutsch-tschechische Erkldrung vom 21.01.1997 die Rechte der vertriebenen
deutschsprachigen Bevélkerung der friiheren Tschechoslowakei.






Vielmehr wurde 1997 von den Regierungen beider Staaten (Dr. Helmut Kohl/Vaclav
Klaus), abgesehen von einem tschechischen Bedauern (iber das zugefigte Leid und
Unrecht, erklért, ihre Beziehungen nicht mit aus der VVergangenheit herriihrenden
politischen und rechtlichen Fragen zu belasten
(https.//www.bundestag.de/parlament/geschichte/gastredner/havel/havel2/244 732).
Die durch das Vélkerrecht geschiitzten Rechte der deutschsprachigen Bevdélkerung
der ehemaligen Tschechoslowakei sind nach Auffassung der Fragesteller (aber nicht
nur dieser) bis heute ausgeklammert worden.

Der friihere Président Vaclav Havel hingegen unterbreitete 1991 im Beisein seines
AuBBenministers Karl von Schwarzenberg dem deutschen Bundeskanzler Kohl ein
Angebot zur Wiedergutmachung der ethnischen S&uberung, namlich das Riickkehr-
recht in die Heimat, die Staatsbiirgerschaft und eine Koupon-Entschédigung (Karl
von Schwarzenberg, Die Biographie, Ueberreuter, S. 182ff). Damals lehnte Helmut
Kohl das Angebot ab.

Das politische Klima wie die Sicht auf die Vorgénge hat sich nach Auffassung der
Fragesteller erfreulicherweise gewandelt. So bezeichnen jiingst Minister der tsche-
chischen Regierung die Vertriebenen als ihre Landsleute (beispielsweise Daniel
Herman, ehemaliger Minister fiir Kultur der Regierung Sobotka).

Vorbemerkung:

Mit der Deutsch-Tschechischen Erklarung von 1997 haben die Bundesrepublik
Deutschland und die Tschechische Republik ihre Verpflichtung und Verantwortung
bekraftigt, ,die deutsch-tschechischen Beziehungen im Geiste guter Nachbarschaft
und Partnerschaft weiter zu entwickeln und damit zur Gestaltung des zusammen-
wachsenden Europa beizutragen“. In Bezug auf die Vergangenheit treffen beide
Lander folgende Aussage: ,Beide Seiten stimmen darin tiberein, dass das begange-
ne Unrecht der Vergangenheit angehort und werden daher ihre Beziehungen auf die
Zukunft ausrichten”. Seit der Deutsch-Tschechischen Erklarung von 1997 haben
Deutschland und Tschechien eine Poli_tik der Vers6hnung, der Zusammenarbeit und
des Dialogs verfolgt. So wurde im Jahr 2015 der Strategische Dialog mit Tschechien
ins Leben gerufen, der eine breit angelegte Kooperation beider Regierungen zu zent-
ralen politischen Fragestellungen umfasst. Diese enge Zusammenarbeit zwischen
den Regierungen hat sich auch positiv auf die Anliegen der deutschsprachigen Ver-
triebenen ausgewirkt. So nahmen am Sudetendeutschen Tag in Augsburg (19. bis
20. Mai 2018) erstmalig die Botschafter beider Lander teil. Die Bundesregierung ist
der Fortsetzung ihrer bisherigen Politik der Ausséhnung und Zusammenarbeit mit
Tschechien weiterhin verpflichtet.






Frage 1:
Wird die Bundesregierung den Vorschlag Vaclav Havels von 1991, den Heimatver-

triebenen aus den béhmischen Léndern die Staatsbiirgerschaft (wieder) zu geben,
ein Rickkehrrecht zu gewéhren und eine eigentumsbezogene Koupon-
Entschédigung zu leisten, aufgreifen und unterstiitzen?

Antwort zu Frage 1:
Dieser Vorschlag wird aktuell zwischen der deutschen und der tschechischen Regie-
rung nicht diskutiert. Im Ubrigen wird auf die Vorbemerkung verwiesen.

Frage 2:

Welche Schritte wird die Bundesregierung unternehmen, um die tschechische Regie-
rung zu einem Verzicht auf die nach wie vor diskriminierenden und aus Sicht der
oben genannten Vélkerrechtler vilkerrechtswidrigen Bene$-Dekrete und des Straf-
freistellungsgesetzes zu bewegen?

Antwort zu Frage 2:

Die Bundesregierung vertraut insoweit auf einen auf Verstandigung und Verséhnung
zielenden Dialog mit der tschechischen Regierung.

Frage 3:
Wird die Bundesregierung die tschechische Regierung insofern untersttitzen, indem

sie die Daten des Lastenausgleichsarchivs betreffend der Vertriebenen in digitalisier-
ter Form zur Verfligung stellt?

Antwort zu Frage 3:
Die Bundesregierung plant keine solchen Schritte.

Frage 4:
Wird die Bundesregierung die Nachkommen der Heimatvertriebenen unterstiitzen,

die eine tschechische Staatsblirgerschaft wiinschen und sich in der Tschechischen
Republik niederlassen wollen?





Antwort zu Frage 4:

Die Bundesregierung erwégt keine solchen Schritte. Die Regelungen zum Erwerb
und Verlust der Staatsangehérigkeit unterfallen der nationalen Souveranitat der
Tschechischen Republik. Im Ubrigen gilt in den Mitgliedsstaaten der Europaischen
Union Niederlassungsfreiheit fur EU-Biirger.

Frage 5:
Wird die Bundesregierung eine schnelle Bahnverbindung (z.B. ICE Sprinter) zwi-

schen Minchen-Flughafen-Regensburg-Pilsen-Prag in die vorrangige Bau- und Fi-
nanzierungsplanung aufnehmen?

Antwort zu Frage 5:

Die Bewertung der noch offenen Vorhaben des Potenziellen Bedarfs im neuen Be-
darfsplan fur die Bundesschienenwege ist noch nicht vollstandig abgeschlossen, da
umfangreiche - z. B. umwelt-/ bautechnische, fahrplankonstruktive und eisenbahnbe-
triebliche - Untersuchungen erforderlich sind. Sofern die Wirtschaftlichkeit nachge-
wiesen ist, steigen die Projekte gemaR Festlegung des Deutschen Bundestages im
Bedarfsplan in den Vordringlichen Bedarf auf. Der Deutsche Bundestag wird nach
Abschluss der Untersuchungen tiber die Ergebnisse unterrichtet.

Nach den bislang vorliegenden Gutachten wird das Projekt Ausbaustrecke (ABS)
Nurnberg/Regensburg-Furth im Wald - Grenze D/CZ aus dem Potenziellen Bedarf
des Bundesschienenwegeausbaugesetzes vom Dezember 2016 aufgrund positiver
gesamtwirtschaftlicher Bewertung in den Vordringlichen Bedarf aufsteigen. In der
vorlaufigen gesamtwirtschaftlichen Bewertung konnte die Wirtschaftlichkeit der ABS
Nlrnberg - Schwandorf / Miinchen - Regensburg - Furth im Wald - Grenze D/CZ nur
unter Zugrundelegung eines reduzierten Ausbaus in Form einer reinen Elektrifizie-
rung der Strecke (ohne MaRnahmen zur weitergehenden Kapazitatssteigerung)
nachgewiesen werden. Ein weitergehender Ausbau kénnte keine gesamtwirtschaftli-
che Rentabilitat erzielen. Nur das optimierte Bundesverkehrswege-Projekt erreicht
ein positives Nutzen-Kosten-Verhéltnis und steigt damit in den Vordringlichen Bedarf
des Bundesschienenwegeausbaugesetzes auf. Durch die Elektrifizierung zwischen
Regensburg und Pilsen reduziert sich bereits in diesem Planfall die Fahrzeit zwi-
schen Minchen und Prag von heute 5 Stunden und 39 Minuten auf unter viereinhalb
Stunden.





~ Furden Ausbau der Strecke Nurnberg - Schwandorf/Miinchen - Regensburg - Furth

im Wald - Prag bedarf es einer zusatzlichen deutsch-tschechischen Ressortvereinba-
rung. Das Ergebnis der Bewertung beruht mal3geblich darauf, dass erhebliche Aus-
baumafRnahmen auf tschechischer Seite bis Pilsen erfolgt sind. Die Gesprache hier-
zu kénnen nach dem gefestigten Nachweis der Wirtschaftlichkeit aufgenommen wer-
den. Sobald die Voraussetzungen gegeben sind, kénnten dann die Planungen auf-
genommen werden. Der Bund hat die erforderlichen Instrumente, um die Planung
der Bedarfsplanvorhaben zu gewahrleisten.

Frage 6:
Wird die Bundesregierung die tschechische Regierung und die Bundeslédnder unter-

stiitzen, die Tschechische Republik am &ffentlich-rechtlichen Européischen Fernseh-
Kulturkanal (ARTE) unter Einbeziehung der Heimatvertriebenen und ihrer Nach-
kommen zu beteiligen?

Antwort zu Frage 6:

Der Bundesregierung sind keine Bestrebungen bekannt, die Tschechische Republik
am deutsch-franzésischen Sender ARTE unter Einbeziehung der Heimatvertriebenen
und ihrer Nachkommen zu beteiligen.







